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Bonn, den 15. März 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Förderung des Einsatzes von Familienpflegerinnen 
und Dorfhelferinnen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Probst, 
Frau Dr. Kuchtner, Frau Geisendörfer, Höcherl und 
Genossen 
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Die Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den für 
die einzelnen Sachgebiete federführenden Herren Bundes- 
ministern des Innern, für Arbeit und Sozialordnung und für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wie folgt: 

Die Notwendigkeit einer wirksamen Förderung des Familien- 
pflegerinnen- und Dorfhelferinnendienstes wird von der Bundes- 
regierung voll anerkannt. 

Der Förderung dienen folgende Maßnahmen : 

1. In dem in Vorbereitung befindlichen Entwurf einer gesetz- 
lichen Neuordnung des Fürsorgerechts sind Bestimmungen 
über die Haus- und Familienpflege vorgesehen. Sie soll 
solchen Familien, die die Betreuung durch die erkrankte 
oder durch einen dringenden Notstand abwesende Mutter 
entbehren müssen, und auch alleinstehenden, insbesondere 
alten Personen, gewährt werden. Die Hilfeleistung besteht 
darin, den Einsatz von Haus- und Familienpflegerinnen, 
die sowohl pflegerische als auch hauswirtschaftliche und 
pädagogische Aufgaben zu erfüllen haben, zu ermöglichen. 

Da Anwerbung, Ausbildung, Einsatz, soziale und wirtschaft- 
liche Sicherstellung der Haus- und Familienpflegerinnen 
überwiegend in der Hand der Verbände der freien Wohl- 
fahrtspflege liegen, ist der Herr Bundesminister des Innern 
bestrebt, die Unterstützung der Wohlfahrts verbände für 
diese Arbeit durch die Länder zu beleben. Zu diesem 
Zweck hat im vergangenen Jahr im Bundesministerium 
des Innern eine eingehende Aussprache mit den Vertretern 
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der Länder und der Spitzenverbände der freien Wohlfahrts- 
pflege stattgefunden. Einige Länder sind seit längerem be- 
müht, eine wirksame finanzielle Hilfe zu geben. Schleswig- 
Holstein ist ein Beispiel dafür. 

Weil die dem Herrn Bundesminister des Innern für zentrale 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Fürsorge zur Verfügung 
stehenden Mittel in vollem Umfang anderweitig in Anspruch 
genommen sind, läßt sich eine wirksame Unterstützung 
der freien Wohlfahrtsverbände für ihre Aufgaben im 
Rahmen der Haus- und Familienpflege leider nicht in 
Aussicht stellen. 

2. Schon nach geltendem Recht ist es zulässig, daß die Kran- 
kenkassen Haushaltshilfe auch durch Pflegerinnen vergüten 
(§§ 185, 187 Nr. 2, 205 RVO). Auf diese Leistung, die 
bezüglich des Versicherten Regelleistung, bezüglich der 
Familienangehörigen satzungsmäßige Mehrleistung ist, hat 
der Versicherte jedoch keinen Rechtsanspruch. Bei der 
Reform der gesetzlichen Krankenversicherung wird geprüft 
werden, ob die finanzielle Leistungsfähigkeit der Kranken- 
kassen den an sich wünschenswerten Ausbau dieser 
Leistungen zuläßt. 

3. Auch auf dem Lande ergeben sich heute, zumal die Nach- 
barschaftshilfe stark abgenommen hat, vielfach untragbare 
Verhältnisse, wenn die Landfrau wegen Krankheit oder 
Wochenbett ausfällt oder sich in einem dringend benötig- 
ten Erholungsurlaub befindet. Aus diesem Grunde wurde 
seit dem Jahre 1950, überwiegend von kirchlichen Verbänden, 
in Hessen vom Landfrauenverband in Zusammenarbeit mit 
dem Deutschen Roten Kreuz, ein Dorfhelferinnendienst ent- 
wickelt. Man will in diesen Einrichtungen auch ältere 
Bauerntöchter einsetzen, damit sie ihre in jahrelanger Praxis 
erworbenen Kenntnisse im ländlichen Raum verwerten 
können. 

Die hauswirtschaftliche Ausbildung der Dorfhelferinnen muß 
auf die Besonderheit des Landhaushaltes Rücksicht nehmen, 
denn die Dorfhelferin vertritt die Landfrau auch bei ihren 
betrieblichen Arbeiten. Daher hat der Herr Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten für die ländlich- 
hauswirtschaftliche Ausbildung der Dorfhelferinnen Mittel 
des Grünen Plans im Rahmen der Ausbildungsbeihilfen zur 
Verfügung stellen können. 

4. Ferner ist im Rahmen des Bundesjugendplans eine Förde- 
rung des Familienpflegerinnen- und Dorfhelferinnendienstes 
vorgesehen. Bisher konnte aus Mitteln des Landesjugend- 
plans allerdings nur einer Dorfhelferinnenschule in Baden- 
Württemberg für die Durchführung eines Umschulungslehr- 
ganges im Jahre 1955 ein Zuschuß von etwa 30000 DM 
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und in den Jahren 1957/58 ein Zuschuß in Höhe von etwa 
26000 DM zu den Personalkosten der haupt- und neben- 
amtlichen Lehrkräfte gegeben werden. Für den Neubau 
eines mit dieser Schule verbundenen Wohnheims wurden 
kürzlich aus Mitteln des Bundesjugendplans 85 000 DM 
bewilligt. Das Land Baden-Württemberg beteiligte sich an 
den Baukosten für dieses Heim in gleicher Höhe. 

Fs ist in Aussicht genommen, einer in Bayern errichteten 
Fachschule für Familienpilege einen Zuschuß in Höhe von 
175 000 DM für den Bau eines mit dieser Schule verbunde- 
nen Internats zur Verfügung zu stellen, nachdem das Land 
Bayern einen entsprechenden Zuschuß bewilligt hat. 

Im Hinblick auf die Tatsache, daß Frauen verschiedenen Alters 
und verschiedener Herkunft sich diesem Dienste an der Familie 
hauptamtlich, nebenamtlich oder ehrenamtlich zuwenden, sollte 
ein auf Bundesebene verbindliches Berufsbild sowie eine Ver- 
einheitlichung der Ausbildung und Berufsausübung nicht über- 
eilt angestrebt werden. Von seiten des Bundes läßt sich nicht 
unmittelbar auf den Einsatz der Familienpflegerin und Dorf- 
helferin Einfluß nehmen. Es erscheint jedoch zweckmäßig und 
notwendig, die vielfältigen Bestrebungen der Verbände der 
freien Wohlfahrtspflege und anderer auf diesem Gebiet erfah- 
rener Trägerorganisationen in der Weise nachdrücklich zu 
unterstützen, daß Bund und Länder gemeinsam bemüht bleiben, 
ihnen die notwendige Starthilfe zu gewähren. 


Dr. Wuernieling 
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